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297. Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 16/1963 des Rates der Europäischen
Freihandelsassoziation über Abänderung des Anhangs D des Übereinkommens
zur Errichtung der Europäischen Freihandelsassoziation.

298. Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 17/1963 des Rates der Europäischen
Freihandelsassoziation über Abänderung des Anhangs E und dementsprechende
Abänderung des Anhangs D des Übereinkommens zur Errichtung der
Europäischen Freihandelsassoziation.

299. Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 18/1963 des Rates der Europäischen
Freihandelsassoziation über Abänderung der Beilage II zu Anhang B des
Übereinkommens zur Errichtung der Europäischen Freihandelsassoziation.

300. Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 5/1963 des Gemeinsamen Rates über
Anwendung des Beschlusses Nr. 6/1963 des Rates der Europäischen Frei-
handelsassoziation, gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur Schaffung
einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandels-
assoziation und der Republik Finnland.

301. Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 6/1963 des Gemeinsamen Rates über
Abänderung des Artikels 3 Absatz 1 des Übereinkommens zur Schaffung
einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Frei-
handelsassoziation und der Republik Finnland.

3 0 2 . Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 8/1963 des Gemeinsamen Rates über
Anwendung des Beschlusses Nr. 7/1963 des Rates der Europäischen Frei-
handelsassoziation, gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur Schaffung
einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandels-
assoziation und der Republik Finnland.

303. Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 9/1963 des Gemeinsamen Rates über
Anwendung des Beschlusses Nr. 10/1963 des Rates der Europäischen Frei-
handelsassoziation, gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur Schaffung
einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandels-
assoziation und der Republik Finnland.

304. Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 10/1963 des Gemeinsamen Rates über
Anwendung des Beschlusses Nr. 16/1963 des Rates der Europäischen Frei-
handelsassoziation, gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur Schaffung
einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandels-
assoziation und der Republik Finnland.

305. Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 11/1963 des Gemeinsamen Rates über
Anwendung des Beschlusses Nr. 18/1963 des Rates der Europäischen Frei-
handelsassoziation, gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur Schaffung
einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandels-
assoziation und der Republik Finnland.

306. Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 12/1963 des Gemeinsamen Rates über
Anwendung des Beschlusses Nr. 17/1963 des Rates der Europäischen Frei-
handelsassoziation, gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur Schaffung
einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandels-
assoziation und der Republik Finnland.

3 0 7 . Protokoll über den Beitritt Israels zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen.
308. Protokoll über den Beitritt Portugals zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen.
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297. Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 6. Dezember 1963, womit der Beschluß
Nr. 16/1963 des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation über Abänderung des
Anhangs D des Übereinkommens zur Errichtung der Europäischen Freihandelsassoziation
(BGBl. Nr. 100/1960, in der Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 222/1963) verlaut-

bart wird.
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(Übersetzung)

EUROPÄISCHE FREIHANDELS-
ASSOZIATION

EFTA/DC 16/63
1 Anlage

BESCHLUSS DES RATES Nr . 16/1963

(In der 25. Sitzung am 25. Juli 1963 gefaßt)

ABÄNDERUNG DES ANHANGS D DES ÜBEREINKOMMENS

DER RAT hat,

gestützt auf Artikel 21 Absatz 1 des Übereinkommens,

BESCHLOSSEN:

1. Anhang D des Übereinkommens wird gemäß Anlage zu diesem Beschluß abgeändert.

2. Diese Änderungen treten am 31. Dezember 1963 in Kraft.

3. Der Generalsekretär wird den Text dieses Beschlusses bei der Regierung Schwedens hinterlegen.

EUROPÄISCHE FREIHANDELS-
ASSOZIATION

Anlage zu
EFTA/DC 16/63

ABÄNDERUNGEN DES ANHANGS D DES ÜBEREINKOMMENS
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Gorbach
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298 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 6. Dezember 1963, womit der Beschluß
Nr. 17/1963 des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation über Abänderung des An-
hangs E und dementsprechende Abänderung des Anhangs D des Übereinkommens zur
Errichtung der Europäischen Freihandelsassoziation (BGBl. Nr. 100/1960, in der Fassung

der Kundmachung BGBl. Nr. 297/1963) verlautbart wird.

(Übersetzung)

EUROPÄISCHE FREIHANDELS-
ASSOZIATION

EFTA/DC 17/63
1 Anlage

BESCHLUSS DES RATES Nr. 17/1963

(In der 29. Sitzung am 12. September 1963
gefaßt)

ABÄNDERUNG DES ANHANGS E DES
ÜBEREINKOMMENS UND DEMENTSPRE-
CHENDE ABÄNDERUNG DES AN-

HANGS D

DER RAT hat,

gestützt auf Artikel 26 Absatz 2 des Überein-
kommens,

BESCHLOSSEN:

1. Anhang E des Übereinkommens wird gemäß
Anlage zu diesem Beschluß abgeändert.

2. Entsprechend dieser Abänderung wird An-
hang D gemäß Anlage zu diesem Beschluß geän-
dert.

3. Diese Änderungen treten am 31. Dezember
1963 in Kraft.

4. Der Generalsekretär wird den Text dieses
Beschlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

EUROPÄISCHE FREIHANDELS-
ASSOZIATION

Anlage zu
EFTA/DC 17/63

ABÄNDERUNG DES ANHANGS E DES
ÜBEREINKOMMENS UND DEMENTSPRE-
CHENDE ABÄNDERUNG DES AN-

HANGS D

ANHANG E

Die Position „ex 02.04 Fleisch von Walen" ist
zu streichen.
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ANHANG D

Kapitel 2: Der Hinweis „1)" bei „Fleisch von
Walen" und die Fußnote „1)" siehe Anhang E"
sind zu streichen.

Gorbach

299. Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 6. Dezember 1963, womit der Beschluß
Nr. 18/1963 des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation über Abänderung der
Beilage II zu Anhang B des Übereinkommens zur Errichtung der Europäischen Freihandels-
assoziation (BGBl. Nr. 100/1960, in der Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 298/1963)

verlautbart wird.

(Übersetzung)

EUROPÄISCHE FREIHANDELS-
ASSOZIATION

EFTA/DC 18/63
1 Anlage

BESCHLUSS DES RATES Nr. 18/1963

(In der 31. Sitzung am 3. Oktober 1963
gefaßt)

ABÄNDERUNG DER BEILAGE II ZU AN-
HANG B DES ÜBEREINKOMMENS

DER RAT hat,

gestützt auf Artikel 4 Absatz 5 des Über-
einkommens,

BESCHLOSSEN:

1. Die Beilage II zu Anhang B des Überein-
kommens wird gemäß Anlage zu diesem Be-
schluß abgeändert.

2. Dieser Beschluß tritt am 1. Dezember 1963
in Kraft.

3. Der Generalsekretär wird den Text dieses
Beschlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

EUROPÄISCHE FREIHANDELS-
ASSOZIATION

Anlage zu
EFTA/DC 18/63

ABÄNDERUNG DER BEILAGE II ZU AN-
HANG B DES ÜBEREINKOMMENS

Nach der dritten ex-Position bei Nummer
61.02 ist folgende Position einzufügen:
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Gorbach

300. Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 6. Dezember 1963, womit der Beschluß
Nr. 5/1963 des Gemeinsamen Rates über Anwendung des Beschlusses Nr. 6/1963 des Rates
der Europäischen Freihandelsassoziation, gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur
Schaffung einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandels-
assoziation und der Republik Finnland (BGBl. Nr. 193/1961, in der Fassung der Kund-

machung BGBl. Nr. 219/1963), verlautbart wird.

(Übersetzung)
FINNLAND-EFTA
ASSOZIIERUNG

FINEFTA/DJC 5/63

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN
RATES Nr. 5/1963

(In der 17. Sitzung am 13. September 1963
gefaßt)

DER GEMEINSAME RAT hat,
gestützt auf Artikel 6 Absatz 6 des Assozi-

ierungs-Übereinkommens,

BESCHLOSSEN:
1. Der Ratsbeschluß Nr. 6/1963 *) ist auch für
Finnland bindend und auf die Beziehungen zwi-
schen Finnland und den Mitgliedstaaten an-
zuwenden.

*) Der Beschluß Nr. 6/1963 des Rates der Europä-
ischen Freihandelsassoziation ist unter BGBl. Nr. 220/
1963 verlautbart.
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2. Für die Zwecke dieses Beschlusses sind die
Bestimmungen des Artikels 2 Absatz 4 des Asso-
ziierungs-Übereinkommens dort, wo der Zu-
sammenhang dies erfordert, sinngemäß auf den
Ratsbeschluß Nr. 6/1963 anzuwenden.

3. Ungeachtet des Absatzes 1 des Ratsbeschlusses
Nr. 6/1963 ist Finnland ermächtigt, die darin
angeführten Daten und Prozentsätze durch die
folgenden Daten und Prozentsätze zu ersetzen:

1. Mai 1964 40 Prozent

1. März 1965 30 Prozent

31. Dezember 1965 20 Prozent

31. Dezember 1966 10 Prozent

4. Ungeachtet des Absatzes 2 des Ratsbeschlusses
Nr. 6/1963 ist Finnland ermächtigt, das darin
angeführte Datum 31. Dezember 1966 durch das
Datum 31. Dezember 1967 zu ersetzen.

5. Der Generalsekretär der Europäischen Frei-
handelsassoziation wird den Text dieses Be-
schlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

Gorbach

3 0 1 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 6. Dezember 1963, womit der Beschluß
Nr. 6/1963 des Gemeinsamen Rates über Abänderung des Artikels 3 Absatz 1 des Über-
einkommens zur Schaffung einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Freihandelsassoziation und der Republik Finnland (BGBl. Nr. 193/1961, in der

Fassung der Kundmachung BGBL Nr. 300/1963) verlautbart wird.

(Übersetzung)

FINNLAND-EFTA
ASSOZIIERUNG

FINEFTA/DJC 6/63

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN RATES
Nr. 6/1963

(In der 17. Sitzung am 13. September 1963
gefaßt)

ABÄNDERUNG DES ARTIKELS 3 ABSATZ 1
DES ASSOZIIERUNGS-ÜBEREINKOMMENS

DER GEMEINSAME RAT hat,

gestützt auf Artikel 3. Absatz 2 des Assozi-
ierungs-Übereinkommens,
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BESCHLOSSEN:

1. Die folgenden Daten und Prozentsätze in
Artikel 3 Absatz 1 des Assoziierungs-Überein-
kommens:

„ 1. Jänner 1965 60 Prozent

1. Jänner 1966 45 Prozent

1. Jänner 1967 30 Prozent

1. Jänner 1968 20 Prozent

1. Jänner 1969 10 Prozent"

werden ersetzt durch:

„ 1. Mai 1964 60 Prozent

1. März 1965 50 Prozent

31. Dezember 1965 40 Prozent

31. Dezember 1966 30 Prozent

31. Dezember 1967 20 Prozent

31. Dezember 1968 10 Prozent"

2. Der folgende Satz ist Artikel 3 Absatz 1 des
Assoziierungs-Übereinkommens anzufügen :

„Vom 31. Dezember 1969 an erhebt Finnland
auf die in Anhang I zum vorliegenden Über-
einkommen angeführten Waren keine Einfuhr-
zölle mehr."

3. Wenn im Durchschnitt der mit 31. Dezember
1963 endenden drei Jahre oder dreier aufeinander
folgender Jahre vor dem 1. Jänner 1970 die Aus-
fuhr einer in Anhang I des Assoziierungs-Über-
einkommens angeführten Ware oder identifizier-
barer Sektoren der einschlägigen Industrien 15%
oder mehr der Erzeugung Finnlands beträgt, und
unter der Voraussetzung, daß dieses Export-
volumen nicht auf außergewöhnliche Umstände
zurückzuführen ist, findet der alternative Zoll-
senkungsplan in Artikel 3 Absatz 1 und 2 des
Assoziierungs-Übereinkommens auf Einfuhren
dieser Ware nach Finnland keine Anwendung
mehr.
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4. Der Generalsekretär der Europäischen Frei-
handelsassoziation wird den Text dieses Be-
schlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

Gorbach

302 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 6. Dezember 1963, womit der Beschluß
Nr. 8/1963 des Gemeinsamen Rates über Anwendung des Beschlusses Nr. 7/1963 des Rates
der Europäischen Freihandelsassoziation, gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur
Schaffung einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen. Freihandels-
assoziation und der Republik Finnland (BGBl. Nr. 193/1961, in der Fassung der Kund-

machung BGBl. Nr. 301/1963), verlautbart wird.

(Übersetzung)
FINNLAND-EFTA
ASSOZIIERUNG

FINEFTA/DJC 8/63

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN RATES
Nr. 8/1963

(In der 17. Sitzung am 13. September 1963
gefaßt)

DER GEMEINSAME RAT hat,

gestützt auf Artikel 6 Absatz 6 das Assozi-
ierungs-Übereinkommens,

BESCHLOSSEN:

1. Der Ratsbeschluß Nr. 7/1963 *) ist auch für
Finnland bindend und auf die Beziehungen
zwischen Finnland und den Mitgliedstaaten an-
zuwenden.

2. Für die Zwecke dieses Beschlusses sind die Be-
stimmungen des Artikels 2 Absatz 4 des Assozi-
ierungs-Übereinkommens dort, wo der Zusam-
menhang dies erfordert, sinngemäß auf den Rats-
beschluß Nr. 7/1963 anzuwenden.

3. Ungeachtet der Absätze 1 und 2 des Rats-
beschlusses Nr. 7/1963 ist Finnland ermächtigt,
das Datum 31. Dezember 1966 durch das Datum
31. Dezember 1967 und das Datum 1. Jänner
1967 durch das Datum 1. Jänner 1968 zu er-
setzen.

4. Der Generalsekretär der Europäischen Frei-
handelsassoziation wird den Text dieses Be-
schlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

*) Der Beschluß Nr. 7/1963 des Rates der Europä-
ischen Freihandelsassoziation ist unter BGBl. Nr. 221/
1963 verlautbart.

Gorbach
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3 0 3 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 6. Dezember 1963, womit der Beschluß
Nr. 9/1963 des Gemeinsamen Rates über Anwendung des Beschlusses Nr. 10/1963 des Rates
der Europäischen Freihandelsassoziation, gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur
Schaffung einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandels-
assoziation und der Republik Finnland (BGBl. Nr. 193/1961, in der Fassung der Kund-

machung BGBl. Nr. 302/1963), verlautbart wird.

(Übersetzung)
FINNLAND-EFTA
ASSOZIIERUNG

FINEFTA/DJC 9/63

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN RATES
Nr. 9/1963

(In der 17. Sitzung am 13. September 1963
gefaßt)

DER GEMEINSAME RAT hat,

gestützt auf Artikel 6 Absatz 6 des Assozi-
ierungs-Übereinkommens,

BESCHLOSSEN:
1. Der Ratsbeschluß Nr. 10/1963 *) ist auch für
Finnland bindend und auf die Beziehungen
zwischen Finnland und den Mitgliedstaaten
anzuwenden,
2. Für die Zwecke dieses Beschlusses sind die Be-
stimmungen des Artikels 2 Absatz 4 des Assozi-
ierungs-Übereinkommens dort, wo der Zusam-
menhang dies erfordert, sinngemäß auf den Rats-
beschluß Nr. 10/1963 anzuwenden.
3. Der Generalsekretär der Europäischen Frei-
handelsassoziation wird den Text dieses Be-
schlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

*) Der Beschluß Nr. 10/1963 des Rates der Europä-
ischen Freihandelsassoziation ist unter BGBl. Nr. 222/
1963 verlautbart.

Gorbach

304 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 6. Dezember 1963, womit der Beschluß
Nr. 10/1963 des Gemeinsamen Rates über Anwendung des Beschlusses Nr. 16/1963 des Rates
der Europäischen Freihandelsassoziation, gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur
Schaffung einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandels-
assoziation und der Republik Finnland (BGBl. Nr. 193/1961, in der Fassung der Kund-

machung BGBl. Nr. 303/1963), verlautbart wird.

(Übersetzung)

FINNLAND-EFTA
ASSOZIIERUNG

FINEFTA/DJC 10/63

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN RATES
Nr. 10/1963

(In der 17. Sitzung am 13. September 1963
gefaßt)

DER GEMEINSAME RAT hat,
gestützt auf Artikel 6 Absatz 6 des Assozi-

ierungs-Übereinkommens,
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BESCHLOSSEN:

1. Der Ratsbeschluß Nr. 16/1963 *) ist auch für
Finnland bindend und auf die Beziehungen
zwischen Finnland und den Mitgliedstaaten
anzuwenden.

2. Für die Zwecke dieses Beschlusses sind die Be-
stimmungen des Artikels 2 Absatz 4 des Assozi-
ierungs-Übereinkommens dort, wo der Zusam-
menhang dies erfordert, sinngemäß auf den Rats-
beschluß Nr. 16/1963 anzuwenden.

3. Der Generalsekretär der Europäischen Frei-
handelsassoziation wird den Text dieses Be-
schlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

*) Der Beschluß Nr. 16/1963 des Rates der Europä-
ischen Freihandelsassoziation ist unter BGBl. Nr. 297/
1963 verlautbart.

Gorbach

305. Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 6. Dezember 1963, womit der Beschluß
Nr. 11/1963 des Gemeinsamen Rates über Anwendung des Beschlusses Nr. 18/1963 des
Rates der Europäischen Freihandelsassoziation, gefaßt auf Grund des Übereinkommens
zur Schaffung einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihan-
delsassoziation und der Republik Finnland (BGBl. Nr. 193/1961, in der Fassung der Kund-

machung BGBl. Nr. 304/1963), verlautbart wird.

(Übersetzung)

FINNLAND-EFTA
ASSOZIIERUNG

FINEFTA/DJC 11/63

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN RATES
Nr. 11/1963

(In der 18. Sitzung am 17. Oktober 1963
gefaßt)

DER GEMEINSAME RAT hat,

gestützt auf Artikel 6 Absatz 6 des Asso-
ziierungs-Übereinkommens,

BESCHLOSSEN:

1. Der Ratsbeschluß Nr. 18/1963 *) ist auch für
Finnland bindend und auf die Beziehungen
zwischen Finnland und den Mitgliedstaaten an-
zuwenden.

2. Für die Zwecke dieses Beschlusses sind die
Bestimmungen des Artikels 2 Absatz 4 des Asso-

*) Der Beschluß Nr. 18/1963 des Rates der Europä-
ischen Freihandelsassoziation ist unter BGBl. Nr. 299/
1963 verlautbart.
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ziierungs-Übereinkommens dort, wo der Zusam-
menhang dies erfordert, sinngemäß auf den
Ratsbeschluß Nr. 18/1963 anzuwenden.

3. Dieser Beschluß tritt am 1. Dezember 1963
in Kraft.

4. Der Generalsekretär der Europäischen Frei-
handelsassoziation wird den Text dieses Be-
schlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

Gorbach

306. Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 17. Dezember 1963, womit der Beschluß
Nr. 12/1963 des Gemeinsamen Rates über Anwendung des Beschlusses Nr. 17/1963 des
Rates der Europäischen Freihandelsassoziation, gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur
Schaffung einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandels-
assoziation und der Republik Finnland (BGBl. Nr. 193/1961, in der Fassung der Kund-

machung BGBl. Nr. 305/1963), verlautbart wird.

(Übersetzung)
FINNLAND-EFTA
ASSOZIIERUNG

FINEFTA/DJC 12/63

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN RATES
Nr. 12/1963

(In der 19. Sitzung am 1. November 1963
gefaßt)

DER GEMEINSAME RAT hat,

gestützt auf Artikel 6 Absatz 6 des Asso-
ziierungs-Übereinkommens,

BESCHLOSSEN:

1. Der Ratsbeschluß Nr. 17/1963*) ist auch
für Finnland bindend und auf die Beziehungen
zwischen Finnland und den Mitgliedstaaten an-
zuwenden.

2. Für die Zwecke dieses Beschlusses sind die
Bestimmungen des Artikels 2 Absatz 4 des Assozi-
ierungs-Übereinkommens dort, wo der Zusam-
menhang dies erfordert sinngemäß auf den Rats-
beschluß Nr. 17/1963 anzuwenden.

3. Dieser Beschluß tritt am 31. Dezember 1963
in Kraft.

4. Der Generalsekretär der Europäischen Frei-
handelsassoziation wird den Text dieses Be-
schlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

*) Der Beschluß Nr. 17/1963 des Rates der Europä-
ischen Freihandelsassoziation ist unter BGBl. Nr. 298/
1963 verlautbart.

Gorbach
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307.

Nachdem das Protokoll über den Beitritt Israels zum Allgemeinen Zoll- und Handels-
abkommen, welches also lautet:

(Übersetzung)

PROTOKOLL ÜBER DEN BEITRITT
ISRAELS ZUM ALLGEMEINEN ZOLL-

UND HANDELSABKOMMEN

Die Regierungen jener Staaten, die Vertrags-
staaten des Allgemeinen Zoll- und Handelsab-
kommens sind (im folgenden als „Vertrags-
staaten" bzw. als „Allgemeines Abkommen"
bezeichnet), die Regierung Israels (im folgenden
als „Israel" bezeichnet), die Regierung Portugals
(im folgenden als „Portugal" bezeichnet) und
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft sind

UNTER BEDACHTNAHME auf die Ergeb-
nisse der Verhandlungen, die auf" den Beitritt
Israels zum Allgemeinen Abkommen gerichtet
waren,

DURCH IHRE VERTRETER wie folgt über-
eingekommen:

Teil I — Allgemeine Bestimmungen

1. Israel wird, sobald dieses Protokoll für
Israel nach Ziffer 9, lit. (a), Punkt (i) in Kraft
tritt, zu einem Vertragsstaat des Allgemeinen
Abkommens im Sinne seines Artikels XXXII
und wendet nach Maßgabe dieses Protokolls das
Allgemeine Abkommen vorläufig wie folgt an:

(a) Die Teile I und III des Allgemeinen Ab-
kommens, und

(b) Teil II des Allgemeinen Abkommens im
gesamten Ausmaß, das mit den am 29. Mai 1959
(dem Datum der Deklaration über den provi-
sorischen Beitritt Israels zum Allgemeinen Ab-
kommen) bestandenen Rechtsvorschriften Israels
vereinbar ist; die Verpflichtungen, die in Arti-
kel I, Absatz 1 des Allgemeinen Abkommens
gemäß einer Bezugnahme auf Artikel III enthal-
ten sind, sowie die Verpflichtungen, die in Arti-
kel II, Absatz 2, lit. (b) gemäß einer Bezugnahme
auf Artikel VI enthalten sind, werden für die
Zwecke dieser Ziffer als zum Teil II des Allge-
meinen Abkommens gehörig angesehen.

2. (a) Falls in diesem Protokoll nichts anderes
bestimmt ist, sind die von Israel anzuwendenden
Bestimmungen des Allgemeinen Abkommens
diejenigen, die in dem Text enthalten sind, der
der Schlußakte der zweiten Tagung des Vor-
bereitenden Komitees der Konferenz der Verein-
ten Nationen für Handel und Beschäftigung an-
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geschlossen ist, und zwar in der durch Überein-
kommen, die am Tage des Datums dieses
Protokolls wenigstens teilweise in Kraft stehen
und in der Anlage A zu diesem Protokoll aufge-
zählt sind, berichtigten, geänderten, ergänzten
oder anderweitig modifizierten Fassung; dies
bedeutet jedoch nicht, daß Israel verpflichtet
wäre, eine Bestimmung eines solchen Überein-
kommens anzuwenden, bevor diese auf Grund
des Übereinkommens wirksam wird.

(b) In jedem Fall, in dem Artikel V, Absatz 6,
Artikel VII, Absatz 4 lit. (d) und Artikel X,
Absatz 3 lit. (c) des Allgemeinen Abkommens auf
den Tag des Datums desselben Bezug nehmen,
ist für Israel der 29. Mai 1959 anzuwenden, der
Tag des Datums der Deklaration über den
provisorischen Beitritt Israels zum Allgemeinen
Abkommen.

Teil II — Listen der Zollzugeständnisse

3. Die Listen in der Anlage B, die sich auf
einen Vertragsstaat oder auf Portugal beziehen,
sind, sobald dieses Protokoll für den betreffenden
Vertragsstaat oder für Portugal in Kraft tritt,
Listen zum Allgemeinen Abkommen für den
betreffenden Vertragsstaat oder für Portugal.

4. Die Liste in der Anlage C ist, sobald dieses
Protokoll für Israel in Kraft tritt, eine Liste
zum Allgemeinen Abkommen für Israel.

5. Die Liste in der Anlage D, die sich auf die
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft bezieht, ist,
sobald dieses Protokoll für die Gemeinschaft in
Kraft tritt, eine Liste zum Allgemeinen Abkom-
men für die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft.

6. (a) In den Fällen, in denen Artikel II, Ab-
satz 1 des Allgemeinen Abkommens auf den Tag
des Datums dieses Abkommens Bezug nimmt,
gilt folgendes:

(i) Das Datum, das hinsichtlich einer Ware
anzuwenden ist, die den Gegenstand eines
Zollzugeständnisses in den diesem Proto-
koll beigeschlossenen Listen Israels oder
Portugals oder eines Vertragsstaates bildet,
ist das Datum dieses Protokolls, sofern
— im Falle eines Vertragsstaates — die
betreffende Ware nicht Gegenstand eines
Zollzugeständnisses im gleichen Teil oder
im gleichen Abschnitt der Liste des
betreffenden Vertragsstaates zum Allge-
meinen Abkommen am 1. September 1960
bildete.

(ii) Das Datum, das hinsichtlich einer Ware
anzuwenden ist, die den Gegenstand eines
Zollzugeständnisses in der Liste der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft bildet, ist
bei ihrer Einfuhr in das Königreich Belgien,
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die Bundesrepublik Deutschland, die Fran-
zösische Republik, die Republik Italien,
das Größherzogtum Luxemburg oder das
Königreich der Niederlande:

(I) wenn die Ware im Teil I einer Liste
(oder des zutreffenden Abschnittes
einer Liste) enthalten ist, die (oder
der) auf den betreffenden Vertragsstaat
am 1. September 1960 anwendbar war:
das Datum des Übereinkommens, auf
Grund dessen die betreffende Ware
erstmalig in die Liste (oder in den
Abschnitt) aufgenommen wurde;

dies gilt unter der Voraussetzung, daß
ein Zollzugeständnis für eine solche
Ware ohne Unterbrechung seit dem
Inkrafttreten des in dem Überein-
kommen vorgesehenen Zollzugeständ-
nisses wirksam war;

(II) wenn die Ware am 1. September 1960
nicht in einer Liste oder in einem
Abschnitt einer Liste enthalten war:
das Datum dieses Protokolls:

(b) Für die Zwecke des in Artikel II, Absatz 6
lit. (a) des Allgemeinen Abkommens enthaltenen
Hinweises auf das Datum dieses Abkommens ist
das für die diesem Protokoll angeschlossenen
Listen anzuwendende Datum der Tag des
Datums dieses Protokolls.

7. Israel steht es frei, jederzeit ein Zollzuge-
ständnis ganz oder teilweise auszusetzen oder
zurückzunehmen, das in der Liste laut Anlage C
zu diesem Protokoll enthalten ist, wenn Israel
feststellt, daß es ursprünglich mit einem Ver-
tragsstaat, Portugal oder der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft vereinbart wurde, deren
diesem Protokoll angeschlossene Liste noch nicht
zu einer Liste zum Allgemeinen Abkommen
geworden ist; dies gilt unter der Voraussetzung,
daß

(a) jede derartige Aussetzung den VER-
TRAGSSTAATEN innerhalb von dreißig Tagen
nach dem Zeitpunkt der Aussetzung schriftlich
mitgeteilt wird;

(b) die Absicht, ein Zollzugeständnis zurück-
zunehmen, den VERTRAGSSTAATEN min-
destens dreißig Tage vor dem Zeitpunkt der
beabsichtigten Zurücknahme schriftlich mitgeteilt
wird;

(c) auf Antrag Konsultationen mit jedem Ver-
tragsstaat, Portugal oder der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft durchgeführt werden,
sofern die Liste des betreffenden Vertragspart-
ners eine Liste zum Allgemeinen Abkommen
geworden ist und der Vertragspartner ein
wesentliches Interesse an der betroffenen Ware
hat;
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(d) jedes derart ausgesetzte oder zurückgenom-
mene Zollzugeständnis von jenem Tag an ange-
wendet werden wird, an dem die Liste des betref-
fenden Vertragsstaates oder Portugals oder der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft — Ver-
tragspartner, mit denen das Zollzugeständnis
jeweils ursprünglich vereinbart wurde — zu einer
Liste zum Allgemeinen Abkommen wird,
spätestens aber vom dreißigsten Tag an, der auf
den Tag folgt, an dem dieses Protokoll seitens
des betreffenden Vertragsstaates oder Portugals
oder der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
angenommen wird.

Teil III — Schlußbestimmungen

8. (a) Dieses Protokoll wird beim Exekutiv-
sekretär der VERTRAGSSTAATEN hinterlegt.
Es liegt zur Annahme, durch Unterzeichnung
oder in anderer Weise, für Israel, für Vertrags-
staaten, für Portugal und für die Europäische
Wirtschaftsgemeinschaft auf.

(b) Die Annahme dieses Protokolls durch
Israel stellt auch den Akt Israels dar, um Ver-
tragspartner der folgenden Übereinkommen zu
werden:

(i) Protokoll zur Änderung des Teiles I und
der Artikel XXIX und XXX, Genf,
10. März 1955;

(ii) Fünftes Berichtigungs- und Änderungs-
protokoll zu den Zollzugeständnislisten,
Genf, 3. Dezember 1955;

(iii). Sechstes Berichtigungs- und Änderungs-
protokoll zu den Zollzugeständnislisten,
Genf, 11. April 1957;

(iv) Siebentes Berichtigungs- und Änderungs-
protokoll zu den Zollzugeständnislisten,
Genf, 30. November 1957;

(v) Protokoll betreffend die Verhandlungen
für die Festlegung einer neuen Zollzuge-
ständnisliste III — Brasilien, Genf, 31. De-
zember 1958;

(vi) Achtes Berichtigungs- und Änderungspro-
tokoll zu den Zollzugeständnislisten, Genf,
18. Februar 1959; und

(vii) Neuntes Berichtigungs- und Änderungs-
protokoll zu den Zollzugeständnislisten,
Genf, 17. August 1959.

9. (a) Dieses Protokoll tritt in Kraft:

(i) für Israel am dreißigsten Tag nach dem
Tag seiner Annahme durch Israel.

(ii) für Vertragsstaaten, Portugal oder die
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft am
dreißigsten Tag nach dem Tag seiner An-
nahme durch den betreffenden Vertrags-
staat oder Portugal oder die Europäische
Wirtschaftsgemeinschaft oder auch zu
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einem früheren Datum nach der Annahme,
sofern dieses frühere Datum dem Exekutiv-
sekretär schriftlich im Zeitpunkt der An-
nahme notifiziert wird; dies gilt unter der
Voraussetzung, daß das Datum des Inkraft-
tretens für irgend einen Vertragsstaat, für
Portugal oder die Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft nicht früher eintritt als das
Datum des Inkrafttretens für Israel.

(b) Nachdem Israel nach Ziffer 1 dieses Proto-
kolls ein Vertragsstaat des Allgemeinen Abkom-
mens geworden ist, kann es dem Allgemeinen
Abkommen auf Grund der Bestimmungen dieses
Protokolls durch Hinterlegung einer Beitritts-
urkunde beim Exekutivsekretär beitreten. Die-
ser Beitritt wird an dem Tag wirksam, an dem
das Allgemeine Abkommen nach Artikel XXVI
in Kraft tritt, oder am dreißigsten Tag nach dem
Tag der Hinterlegung der Beitrittsurkunde, je
nachdem, welcher dieser Termine der spätere
ist. Der Beitritt zum Allgemeinen Abkommen
gemäß diesem Absatz wird für die Zwecke des
Artikel XXXII, Absatz 2 dieses Abkommens als
Annahme des Abkommens nach Artikel XXVI,
Absatz 4 angesehen.

10. Israel kann die vorläufige Anwendung des
Allgemeinen Abkommens vor seinem Beitritt zu
dem Allgemeinen Abkommen nach Ziffer 9
lit. (b) zurücknehmen; eine derartige Zurück-
nahme wird am sechzigsten Tag nach dem Tag
wirksam, an dem eine schriftliche Mitteilung
hierüber beim Exekutivsekretär einlangt.

11. Der Exekutivsekretär übermittelt unver-
züglich eine beglaubigte Abschrift dieses Proto-
kolls, eine Notifikation über jede Annahme des
Protokolls nach Ziffer 8 lit. (a), über einen Bei-
tritt Israels zum Allgemeinen Abkommen nach
Ziffer 9 lit. (b) und über jede Mitteilung oder
Notifikation nach Ziffer 7 lit. (a) und lit. (b),
nach Ziffer 9 lit. (a) sowie nach Ziffer 10 an
jeden Vertragsstaat, an Israel, an jede andere
Regierung, die während der Zolltarifkonferenz
1960/61 im Hinblick auf ihren Beitritt zum All-
gemeinen Abkommen Verhandlungen geführt
hat, an die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft,
an die Regierung jeden Staates, der dem Allge-
meinen Abkommen provisorisch beigetreten ist,
und an jede andere Regierung, für die ein Über-
einkommen über die Schaffung besonderer
Beziehungen mit den VERTRAGSSTAATEN
des Allgemeinen Abkommens in Kraft steht.

GESCHEHEN zu Genf, am sechsten April
neunzehnhundertzweiundsechzig, in einer ein-
zigen Ausfertigung in englischer und französi-
scher Sprache, wobei beide Texte authentisch sind,
es sei denn, daß für die dem Protokoll ange-
schlossenen Listen von Zollzugeständnissen eine
anderslautende Regelung vorgesehen ist.
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(Übersetzung)

Anlage A

Übereinkommen, durch die das Allgemeine
Abkommen in jener Fassung berichtigt, ge-
ändert, ergänzt oder anderweitig modifiziert
wird, die seitens Israels laut Ziffer 2 lit. (a)

anzuwenden ist

Protokoll über die vorläufige Anwendung, Genf,
30. Oktober 1947 (Vertragssammlung der
Vereinten Nationen, Band 55, Seiten 308 bis
316);

Protokoll über Berichtigungen, Havanna,
24. März 1948 (Vertragssammlung der Ver-
einten Nationen, Band 62, Seiten 2 bis 25);

Protokoll über die Änderung gewisser Bestim-
mungen, Havanna, 24. März 1948 (Vertrags-
sammlung der Vereinten Nationen, Band 62,
Seiten 30 bis 39);

Sonderprotokoll über die Änderung von Arti-
kel XIV, Havanna, 24. März 1948 (Vertrags-
sammlung der Vereinten Nationen, Band 62,
Seiten 40 bis 55);

Sonderprotokoll über die Änderung von Arti-
kel XXIV, Havanna, 24. März 1948 (Vertrags-
sammlung der Vereinten Nationen, Band 62,
Seiten 56 bis 66);

Protokoll über die Änderung von Teil I und
von Artikel XXIX, Genf, 14. September 1948
(Vertragssammlung der Vereinten Nationen,
Band 138, Seiten 334 bis 345);

Protokoll über die Änderung von Teil II und
Artikel XXVI, Genf, 14. September 1948
(Vertragssammlung der Vereinten Nationen,
Band 62, Seiten 80 bis 111);

Zweites Berichtigungsprotokoll, Genf, 14. Sep-
tember 1948 (Vertragssammlung der Vereinten
Nationen, Band 62, Seiten 74 bis 79);

Protokoll über den Ersatz der Liste I (Austra-
lien), Annecy, 13. August 1949 (Vertrags-
sammlung der Vereinten Nationen, Band 107,
Seiten 84 bis 310);

Protokoll über den Ersatz der Liste VI (Ceylon),
Annecy, 13. August 1949 (Vertragssammlung
der Vereinten Nationen, Band 138, Seiten 347
bis 378);

Erstes Änderungsprotokoll, Annecy, 13. August
1949 (Vertragssammlung der Vereinten Natio-
nen, Band 138, Seiten 382 bis 397);

Drittes Berichtigungsprotokoll, Annecy, 13. Au-
gust 1949 (Vertragssammlung der Vereinten
Nationen, Band 107, Seiten 312 bis 387);

Protokoll von Annecy über die Beitrittsbedin-
gungen, Annecy, 10. Oktober 1949 (Vertrags-
sammlung der Vereinten Nationen, Band 62,
Seiten 122 bis 489, Band 63, verschiedene
Stellen, Band 64, Seiten 3 bis 438);
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Viertes Berichtigungsprotokoll, Genf, 3. April
1950 (Vertragssammlung der Vereinten Natio-
nen, Band 138, Seiten 398 bis 465);

Fünftes Berichtigungsprotokoll, Torquay, 16. De-
zember 1950 (Vertragssammlung der Vereinten
Nationen, Band 167, Seiten 265 bis 294);

Protokoll von Torquay, Torquay, 21. April 1951
(Vertragssammlung der Vereinten Nationen,
Band 142, Seiten 34 bis 436, Bände 143 bis
146, verschiedene Stellen, Band 147, Seiten 162
bis 389);

Erstes Berichtigungs- und Änderungsprotokoll
zum Wortlaut der Zollzugeständnislisten,
Genf, 27. Oktober 1951 (Vertragssammlung
der Vereinten Nationen, Band 176, Seiten 2
bis 387);

Erstes Protokoll über zusätzliche Zollzugeständ-
nisse (Südafrika und Deutschland), Genf,
27. Oktober 1951 (Vertragssammlung der Ver-
einten Nationen, Band 131, Seiten 316 bis
324);

Zweites Berichtigungs- und Änderungsprotokoll
zum Wortlaut der Zollzugeständnislisten,
Genf, 8. November 1952 (Vertragssammlung
der Vereinten Nationen, Band 321, Seiten
245 bis 266);

Zweites Protokoll über zusätzliche Zollzuge-
ständnisse (Österreich und Deutschland), Inns-
bruck, 22. November 1952 (Vertragssammlung
der Vereinten Nationen, Band 172, Seiten 340
bis 346);

Drittes Berichtigungs- und Änderungsprotokoll
zum Wortlaut der Zollzugeständnislisten,
Genf, 24. Oktober 1953 (Vertragssammlung
der Vereinten Nationen, Band 321, Seiten
266 bis 282);

Viertes Berichtigungs- und Änderungsprotokoll
zu den Anlagen und zum Wortlaut der Zollzu-
geständnislisten, Genf, 7. März 1955 (Vertrags-
sammlung der Vereinten Nationen, Band 324,
Seiten 300 bis 333);

Protokoll zur Änderung der Präambel und der
Teile II und III, Genf, 10. März 1955 (Ver-
tragssammlung der Vereinten Nationen, Band
278, Seiten 168 bis 245);

Protokoll über die Beitrittsbedingungen Japans,
Genf, 7. Juni 1955 (Vertragssammlung der
Vereinten Nationen, Band 220, Seiten 164 bis
379);

Protokoll zur Berichtigung des französischen
Wortlautes, Genf, 15. Juni 1955 (Vertrags-
sammlung der Vereinten Nationen, Band 253,
Seiten 316 bis 332);

Drittes Protokoll über zusätzliche Zollzugeständ-
nisse (Dänemark und Bundesrepublik Deutsch-
land), Genf, 15. Juli 1955 (Vertragssammlung
der Vereinten Nationen, Band 250, Seiten 293
bis 296);
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Viertes Protokoll über zusätzliche Zollzugeständ-
nisse (Bundesrepublik Deutschland und Nor-
wegen), Genf, 15. Juli 1955 (Vertragssammlung
der Vereinten Nationen, Band 250, Seiten 297
bis 300);

Fünftes Protokoll über zusätzliche Zollzugeständ-
nisse (Bundesrepublik Deutschland und Schwe-
den), Genf, 15. Juli 1955 (Vertragssammlung
der Vereinten Nationen, Band 250, Seiten 301
bis 311);

Niederschrift zur Berichtigung des Protokolls
zur Änderung des Teiles I und der Artikel
XXIX und XXX, des Protokolls zur Änderung
der Präambel und der Teile II und III und des
Protokolls über organisatorische Änderungen,
Genf, 3. Dezember 1955 (Vertragssammlung
der Vereinten Nationen, Band 278, Seiten 246
bis 258);

Sechstes Protokoll über zusätzliche Zollzuge-
ständnisse, Genf, 23. Mai 1956 (Vertragssamm-
lung der Vereinten Nationen, Bände 244 bis
246, verschiedene Stellen);

Siebentes Protokoll über zusätzliche Zollzuge-
ständnisse (Österreich und Bundesrepublik
Deutschland), Bonn, 19. Februar 1957 (Ver-
tragssammlung der Vereinten Nationen, Band
309, Seiten 364 bis 370) und

Achtes Protokoll über zusätzliche Zollzugeständ-
nisse (Kuba und Vereinigte Staaten), Havanna,
20. Juni 1957 (Vertragssammlung der Verein-
ten Nationen, Band 274, Seiten 322 bis 331).
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(Übersetzung)

LISTE XXXII — ÖSTERREICH

Diese Liste ist nur in englischer Sprache authentisch
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Protokoll für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der in diesem Protokoll enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel und Wiederaufbau und vom Bundesminister
für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 16. Juli 1963.

Der Bundespräsident:

Schärf

Der Bundeskanzler:

Gorbach

Der Bundesminister für Finanzen:
Korinek

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:

Hartmann

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:

Bock

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:

Kreisky

Das vorliegende Protokoll ist für Österreich gemäß seiner Ziffer 9 lit. (a) Punkt (ii) am
9. Oktober 1963 in Kraft getreten.

Gorbach
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3 0 8 .

Nachdem das Protokoll über den Beitritt Portugals zum Allgemeinen Zoll- und Handels-
abkommen, welches also lautet:

(Übersetzung)

PROTOKOLL ÜBER DEN BEITRITT
PORTUGALS ZUM ALLGEMEINEN
ZOLL- UND HANDELSABKOMMEN

Die Regierungen jener Staaten, die Vertrags-
staaten des Allgemeinen Zoll- und Handels-
abkommens sind (im folgenden als „Vertrags-
staaten" bzw. als „Allgemeines Abkommen"
bezeichnet), die Regierung Portugals (im fol-
genden als „Portugal" bezeichnet), die Regie-
rung Israels (im folgenden als „Israel" bezeichnet)
und die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft
sind

UNTER BEDACHTNAHME auf die Er-
gebnisse der Verhandlungen, die auf den Bei-
tritt Portugals zum Allgemeinen Abkommen
gerichtet waren,

DURCH IHRE VERTRETER wie folgt
übereingekommen :

Teil I — Allgemeine Bestimmungen

1. Portugal wird, sobald dieses Protokoll
hinsichtlich Portugals nach Ziffer 10 lit. (a)
Punkt (i) in Kraft tritt, zu einem Vertragsstaat
des Allgemeinen Abkommens im Sinne seines
Artikels XXXII und wendet nach Maßgabe
dieses Protokolls das Allgemeine Abkommen
vorläufig wie folgt an:

(a) Die Teile I und III des Allgemeinen
Abkommens, und

(b) Teil II des Allgemeinen Abkommens
im gesamten Ausmaß, das mit den am Tage
des Datums dieses Protokolls bestehenden
Rechtsvorschriften Portugals vereinbar ist; die
Verpflichtungen, die in Artikel I Abs. 1 des
Allgemeinen Abkommens gemäß einer Bezug-
nahme auf Artikel III enthalten sind, sowie die
Verpflichtungen, die in Artikel II Abs. 2 lit. (b)
gemäß einer Bezugnahme auf Artikel VI ent-
halten sind, werden für die Zwecke dieser Ziffer
als zum Teil II des Allgemeinen Abkommens
gehörig angesehen.

2. (a) Falls in diesem Protokoll nichts an-
deres bestimmt ist, sind die von Portugal anzu-
wendenden Bestimmungen des Allgemeinen Ab-
kommens diejenigen, die in dem Text enthalten
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sind, der der Schlußakte der zweiten Tagung
des Vorbereitenden Komitees der Konferenz
der Vereinten Nationen für Handel und Be-
schäftigung angeschlossen ist, und zwar in
der durch Übereinkommen, die am Tage des
Datums dieses Protokolls wenigstens teilweise
in Kraft stehen und in der Anlage A zu diesem
Protokoll aufgezählt sind, berichtigten, geänder-
ten, ergänzten oder anderweitig modifizierten
Fassung; dies bedeutet jedoch nicht, daß Por-
tugal vefpflichtet wäre, eine Bestimmung eines
solchen Übereinkommens anzuwenden, bevor
diese auf Grund des Übereinkommens wirksam
wird.

(b) In jedem Fall, in dem Artikel V Abs. 6,
Artikel VII Abs. 4 lit. (d) und Artikel X Abs. 3
lit. (c) des Allgemeinen Abkommens auf den
Tag des Datums dieses Abkommens Bezug
nehmen, ist für Portugal der Tag des Datums
dieses Protokolls anzuwenden.

3. Die Bestimmungen des Allgemeinen Ab-
kommens legen keinem der Zollgebiete, für die
Portugal das Allgemeine Abkommen vorläufig
anwenden könnte oder für die Portugal nach
Ziffer 10 lit. (b) dieses Protokolls beigetreten
sein könnte, die Verpflichtung auf, eine günsti-
gere Behandlung betreffend Zölle, Eingangs-
abgaben oder andere handelsbeschränkende Vor-
schriften, die zu irgendeinem Zeitpunkt aus-
schließlich zwischen den verschiedenen Zoll-
gebieten Portugals in Kraft stehen könnten,
aufzuheben oder auf andere Vertragsstaaten
auszudehnen; dies gilt unter der Voraussetzung,
daß

(a) Portugal (i) in Übereinstimmung mit
der Verfassung der Portugiesischen Republik
spätestens am 1. Jänner 1974 die Zölle und
sonstigen handelsbeschränkenden Vorschriften
für annähernd den gesamten Handel zwischen
den verschiedenen Zollgebieten Portugals auf-
heben wird und (ii) diese Aufhebung mindestens
nach jenem Zeitplan erfolgen wird, der in dem
portugiesischen Gesetzesdekret Nr. 44.016 vom
8. November 1961 vorgesehen ist;

(b) Portugal dem Exekutivsekretär der
VERTRAGSSTAATEN spätestens am 30. Sep-
tember 1966 den im Artikel 12 des Gesetzes-
dekretes 44.0161) vorgesehenen Plan mitteilen
wird und dem Exekutivsekretär unverzüglich
auch die anderen zur Durchführung dieses
Gesetzesdekretes gefaßten Beschlüsse bekannt-
geben wird, und zwar insbesondere auch die
Maßnahmen, die nach Artikel 1 (Absatz), nach
Artikel 16 und Artikel 38 des Gesetzesdekretes
getroffen werden. Diese Maßnahmen werden
den VERTRAGSSTAATEN mitgeteilt, die

1) Dieses Gesetzesdekret ist im GATT-Dokument
TN. 60/14 wiedergegeben.
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Portugal auffordern können, mit ihnen in Kon-
sultationen einzutreten, falls der Plan oder einer
der erwähnten Beschlüsse den Eindruck erweckt,
daß die Durchführung von lit. (a) dieser Ziffer
gefährdet oder ungebührlich verzögert werden
könnte.

Teil II — Listen betreffend Zollzugeständ-
nisse

4. Die Listen in der Anlage B, die sich auf
einen Vertragsstaat oder auf Israel beziehen,
sind, sobald dieses Protokoll für den betreffenden
Vertragsstaat oder für Israel in Kraft tritt,
Listen zum Allgemeinen Abkommen für den
betreffenden Vertragsstaat oder für Israel.

5. Die Liste in der Anlage C ist, sobald dieses
Protokoll für Portugal in Kraft tritt, eine Liste
zum Allgemeinen Abkommen für Portugal.

6. Die Liste in der Anlage D, die sich auf
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft bezieht,
ist, sobald dieses Protokoll für die Gemeinschaft
in Kraft tritt, eine Liste zum Allgemeinen Ab-
kommen für die Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft.

7. (a) In den Fällen, in denen Artikel II
Abs. 1 des Allgemeinen Abkommens auf den
Tag des Datums dieses Abkommens Bezug
nimmt, gilt folgendes:

(i) Das Datum, das hinsichtlich einer
Ware anzuwenden ist, die den Gegenstand
eines Zollzugeständnisses in den diesem
Protokoll beigeschlossenen Listen Portu-
gals oder Israels oder eines Vertrags-
staates bildet, ist das Datum dieses Proto-
kolls, sofern — im Falle eines. Vertrags-
staates — die betreffende Ware nicht Gegen-
stand eines Zollzugeständnisses im gleichen
Teil oder im gleichen Abschnitt der Liste
des betreffenden Vertragsstaates zum All-
gemeinen Abkommen am 1. September
1960 bildete.

(ii) Das Datum, das hinsichtlich einer
Ware anzuwenden ist, die den Gegenstand
eines Zollzugeständnisses in der Liste der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft bil-
det, ist bei ihrer Einfuhr in das Königreich
Belgien, die Bundesrepublik Deutschland,
die Französische Republik, die Republik
Italien, das Großherzogtum Luxemburg
oder das Königreich der Niederlande:

(I) wenn die Ware in Teil I einer Liste
(oder eines zutreffenden Abschnittes einer
Liste) enthalten ist, die auf den betreffen-
den Vertragsstaat am 1. September 1960
anwendbar war: das Datum des Über-
einkommens, auf Grund dessen die be-
treffende Ware ursprünglich in die Liste
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(oder in den Abschnitt) aufgenommen
wurde ;
dies gilt unter der Voraussetzung, daß
ein Zollzugeständnis für eine solche
Ware ohne Unterbrechung seit dem
Inkrafttreten des in dem Übereinkommen
vorgesehenen Zollzugeständnisses wirk-
sam war.
(II) wenn die Ware am 1. September
1960 nicht in einer Liste oder in einem
Abschnitt einer Liste enthalten war:
das Datum dieses Protokolls.

(b) Für die Zwecke des in Artikel II
Abs. 6 lit. (a) des Allgemeinen Abkommens
enthaltenen Hinweises auf das Datum dieses
Abkommens ist das für die diesem Protokoll
angeschlossenen Listen anzuwendende Datum
der Tag des Datums dieses Protokolls.

8. Portugal steht es frei, jederzeit ein Zoll-
zugeständnis ganz oder teilweise auszusetzen
oder zurückzunehmen, das in der Liste laut
Anlage C zu diesem Protokoll enthalten ist,
wenn Portugal feststellt, daß es ursprünglich
mit einem Vertragsstaat, Israel oder der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft vereinbart
wurde, deren diesem Protokoll angeschlossene
Liste noch nicht zu einer Liste zum Allgemeinen
Abkommen geworden ist; dies gilt unter der
Voraussetzung, daß

(a) jede derartige Aussetzung eines Zoll-
zugeständnisses den VERTRAGSSTAATEN
innerhalb von dreißig Tagen nach dem Zeit-
punkt der Aussetzung schriftlich mitgeteilt
wird;

(b) die Absicht, ein Zollzugeständnis zu-
rückzunehmen, den VERTRAGSSTAATEN
mindestens dreißig Tage vor dem Zeitpunkt
der beabsichtigten Zurücknahme schriftlich mit-
geteilt wird;

(c) auf Antrag Konsultationen mit jedem
Vertragsstaat, Israel oder der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft durchgeführt werden,
sofern die Liste des betreffenden Vertragspart-
ners eine Liste zum Allgemeinen Abkommen
geworden ist und der Vertragspartner ein wesent-
liches Interesse an der betroffenen Ware hat;

(d) jedes derart ausgesetzte oder 2urück-
genommene Zollzugeständnis von jenem Tag
an angewendet wird, an dem die Liste des be-
treffenden Vertragsstaates oder Israels oder der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft — Ver-
tragspartner, mit denen das Zollzugeständnis
jeweils ursprünglich vereinbart würde — zu
einer Liste zum Allgemeinen Abkommen wird,
spätestens aber vom dreißigsten Tag an, der
auf den Tag folgt, an dem dieses Protokoll
seitens des betreffenden Vertragsstaates oder
Israels oder der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft angenommen wird.
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Teil III — Schlußbestimmungen

9. (a) Dieses Protokoll wird beim Exekutiv-
sekretär der VERTRAGSSTAATEN hinterlegt.
Es liegt zur Annahme, durch Unterzeichnung
oder in anderer Weise, für Portugal, für Ver-
tragsstaaten, für Israel und für die Europäische
Wirtschaftsgemeinschaft auf.

(b) Die Annahme dieses Protokolls durch
Portugal stellt auch den Akt Portugals dar, um
Vertragspartner der folgenden Übereinkommen
zu werden:

(i) Protokoll zur Änderung des Teiles I und
der Artikel XXIX und XXX, Genf, 10. März
1955;
(ii) Fünftes Berichtigungs- und Ände-
rungsprotokoll zu den Zollzugeständnis-
listen, Genf, 3. Dezember 1955;

(iii) Sechstes Berichtigungs- und Änderungs-
protokoll zu den Zollzugeständnislisten,
Genf, 11. April 1957;
(iv) Siebentes Berichtigungs- und Ände-
rungsprotokoll zu den Zollzugeständnis-
listen, Genf, 30. November 1957;

(v) Protokoll betreffend die Verhandlun-
gen für die Festlegung einer neuen Zoll-
zugeständnisliste III — Brasilien, Genf,
31. Dezember 1958;
(vi) Achtes Berichtigungs- und Ände-
rungsprotokoll zu den Zollzugeständnis-
listen, Genf, 18. Februar 1959; und

(vii) Neuntes Berichtigungs- und Ände-
rungsprotokoll zu den Zollzugeständnis-
listen, Genf, 17. August 1959.

10. (a) Dieses Protokoll tritt in Kraft:
(i) Für Portugal am dreißigsten Tag nach
dem Tag seiner Annahme durch Portugal.

(ii) Für Vertragsstaaten, Irsael oder die
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft am
dreißigsten Tag nach dem Tag seiner
Annahme durch den betreffenden Vertrags-
staat oder Israel oder die Europäische
Wirtschaftsgemeinschaft oder auch zu einem
früheren Datum nach der Annahme, sofern
dieses frühere Datum dem Exekutivsekretär
schriftlich im Zeitpunkt der Annahme
notifiziert wird; dies gilt unter der Voraus-
setzung, daß das Datum des Inkrafttretens
für irgendeinen Vertragsstaat, für Israel
oder die Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft nicht früher eintritt als das Datum
des Inkrafttretens für Portugal.

(b) Nachdem Portugal nach Ziffer 1 dieses
Protokolls ein Vertragsstaat des Allgemeinen
Abkommens geworden ist, kann es dem Allge-
meinen Abkommen auf Grund der Bestimmungen
dieses Protokolls durch Hinterlegung einer Bei-
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trittsurkunde beim Exekutivsekretär beitreten.
Dieser Beitritt wird an dem Tag wirksam, an
dem das Allgemeine Abkommen nach Artikel
XXVI in Kraft tritt, oder am dreißigsten Tag
nach dem Tag der Hinterlegung der Beitritts-
urkunde, je nachdem, welcher dieser Termine
der spätere ist. Der Beitritt zum Allgemeinen
Abkommen gemäß diesem Absatz wird für die
Zwecke des Artikels XXXII Abs. 2 dieses Ab-
kommens als Annahme des Abkommens nach
Artikel XXVI Abs. 4 angesehen.

11. Die Annahme dieses Protokolls durch
Portugal nach Ziffer 9 lit. (a) oder der allfällige
Beitritt Portugals zum Allgemeinen Abkommen
nach Ziffer 10 lit. (b) gilt für alle portugiesischen
Zollgebiete.

12. Portugal kann die vorläufige Anwendung
des Allgemeinen Abkommens vor seinem Bei-
tritt zu dem Allgemeinen Abkommen nach
Ziffer 10 lit. (b) zurücknehmen; eine derartige
Zurücknahme wird am sechzigsten Tag nach
dem Tag wirksam, an dem eine schriftliche Mit-
teilung hierüber beim Exekutivsekretär ein-
langt.

13. Der Exekutivsekretär übermittelt unver-
züglich eine beglaubigte Abschrift dieses Proto-
kolls, eine Notifikation über jede Annahme
des Protokolls nach Ziffer 9 lit. (a), über den
Beitritt Portugals zum Allgemeinen Abkommen
nach Ziffer 10 lit. (b) und über jede Mitteilung
oder Notifikation nach Ziffer 8 lit. (a) und lit. (b),
nach Ziffer 10 sowie nach Ziffer 12 an jeden
Vertragsstaat, an Portugal, an jede Regierung,
die während der Zolltarifkonferenz 1960/61
im Hinblick auf einen Beitritt zum Allgemeinen
Abkommen Verhandlungen geführt hat, an die
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, an die
Regierung jedes Staates, der dem Allgemeinen
Abkommen provisorisch beigetreten ist, und an
jede andere Regierung, für die ein Übereinkom-
men über die Schaffung besonderer Beziehungen
mit den VERTRAGSSTAATEN des Allgemei-
nen Abkommens in Kraft steht.

GESCHEHEN zu Genf, am sechsten April
neunzehnhundertzweiundsechzig, in einer ein-
zigen Ausfertigung in. englischer und französi-
scher Sprache, wobei beide Texte authentisch
sind, es sei denn, daß für die dem Protokoll
angeschlossenen Listen von Zollzugeständnissen
eine anderslautende Regelung vorgesehen ist.
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(Übersetzung)

ANLAGE A
ÜBEREINKOMMEN, DURCH DIE DAS
ALLGEMEINE ABKOMMEN IN JENER
FASSUNG BERICHTIGT, GEÄNDERT,
ERGÄNZT ODER ANDERWEITIG MO-
DIFIZIERT WIRD, DIE SEITENS PORTU-
GALS LAUT ZIFFER 2 lit. (a) ANZUWEN-

DEN IST

Protokoll über die vorläufige Anwendung, Genf,
30. Oktober 1947 (Vertragssammlung der
Vereinten Nationen, Band 55, Seiten 308
bis 316);

Protokoll über Berichtigungen, Havanna, 24. März
1948 (Vertragssammlung der Vereinten Na-
tionen, Band 62, Seiten 2 bis 25);

Protokoll über die Änderung gewisser Bestim-
mungen, Havanna, 24. Mär2 1948 (Vertrags-
sammlung der Vereinten Nationen, Band 62,
Seiten 30 bis 39);

Sonderprotokoll über die Änderung von Arti-
kel XIV, Havanna, 24. März 1948 (Vertrags-
sammlung der Vereinten Nationen, Band 62,
Seiten 40 bis 55);

Sonderprotokoll über die Änderung von Arti-
kel XXIV, Havanna, 24. März 1948 (Ver-
tragssammlung der Vereinten Nationen,
Band 62, Seiten 56 bis 66);

Protokoll über die Änderung von Teil I und von
Artikel XXIX, Genf, 14. September 1948
(Vertragssammlung der Vereinten Nationen,
Band 138, Seiten 334 bis 345);

Protokoll über die Änderung von Teil II und
Artikel XXVI, Genf, 14. September 1948
(Vertragssammlung der Vereinten Nationen,
Band 62, Seiten 80 bis 111);

Zweites Berichtigungsprotokoll, Genf, 14. Sep-
tember 1948 (Vertragssammlung der Vereinten
Nationen, Band 62, Seiten 74 bis 79);

Protokoll über den Ersatz der Liste I (Australien),
Annecy, 13. August 1949 (Vertragssammlung
der Vereinten Nationen, Band 107, Seiten 84
bis 310);

Protokoll über den Ersatz der Liste VI (Ceylon)
Annecy, 13. August 1949 (Vertragssammlung
der Vereinten Nationen, Band 138, Seiten 347
bis 378);

Erstes Änderungsprotokoll, Annecy, 13. August
1949 (Vertragssammlung der Vereinten Natio-
nen, Band 138, Seiten 382 bis 397);

Drittes Berichtigungsprotokoll, Annecy, 13. Au-
gust 1949 (Vertragssammlung der Vereinten
Nationen, Band 107,. Seiten 312 bis 387);

Protokoll von Annecy über die Beitrittsbedin-
gungen, Annecy, 10. Oktober 1949 (Vertrags-
sammlung der Vereinten Nationen, Band 62,
Seiten 122 bis 489, Band 63, verschiedene
Stellen, Band 64, Seiten 3 bis 438);
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Viertes Berichtigungsprotokoll, Genf, 3. April
1950 (Vertragssammlung der Vereinten Na-
tionen, Band 138, Seiten 398 bis 465);

Fünftes Berichtigungsprotokoll, Torquay, 16. De-
zember 1950 (Vertragssammlung der Vereinten
Nationen, Band 167, Seiten 265 bis 294);

Protokoll von Torquay, Torquay, 21. April
1951 (Vertragssammlung der Vereinten Na-
tionen, Band 142, Seiten 34 bis 436, Bände 143
bis 146, verschiedene Stellen, Band 147,
Seiten 162 bis 389);

Erstes Berichtigungs- und Änderungsprotokoll
zum Wortlaut der Zollzugeständnislisten, Genf,
27. Oktober 1951 (Vertragssammlung der
Vereinten Nationen, Band 176, Seiten 2 bis
387);.

Erstes Protokoll über zusätzliche Zollzugeständ-
nisse (Südafrika und Deutschland) Genf,
27. Oktober 1951 (Vertragssammlung der
Vereinten Nationen, Band 131, Seiten 316
bis 324);

Zweites Berichtigungs- und Änderungsprotokoll
zum Wortlaut der Zollzugeständnislisten, Genf,
8. November 1952 (Vertragssammlung der
Vereinten Nationen, Band 321, Seiten 245
bis 266);

Zweites Protokoll über zusätzliche Zollzuge-
ständnisse (Österreich und Deutschland), Inns-
bruck, 22. November 1952 (Vertragssammlung
der Vereinten Nationen, Band 172, Seiten
340 bis 346);

Drittes Berichtigungs- und Änderungsprotokoll
zum Wortlaut der Zollzugeständnislisten, Genf,
24. Oktober 1953 (Vertragssammlung der
Vereinten Nationen, Band 321, Seiten 266
bis 282);

Viertes Berichtigungs- und Änderungsprotokoll
zu den Anlagen und zum Wortlaut der Zoll-
zugeständnislisten, Genf, 7. März 1955 (Ver-
tragssammlung der Vereinten Nationen,
Band 324, Seiten 300 bis 333);

Protokoll zur Änderung der Präambel und der
Teile II und III, Genf, 10. März 1955 (Ver-
tragssammlung der Vereinten Nationen, Band
278, Seiten 168 bis 245);

Protokoll über die Beitrittsbedingungen Japans,
Genf, 7. Juni 1955 (Vertragssammlung der
Vereinten Nationen, Band 220, Seiten 164 bis
379);

Protokoll zur Berichtigung des französischen
Wortlautes, Genf, 15. Juni 1955 (Vertrags-
sammlung der Vereinten Nationen, Band 253,
Seiten 316 bis 332);

Drittes Protokoll über zusätzliche Zollzuge-
ständnisse (Dänemark und Bundesrepublik
Deutschland), Genf, 15. Juli 1955 (Vertrags-
sammlung der Vereinten Nationen, Band 250,
Seiten 293 bis 296);



86. Stück — Ausgegeben am 23. Dezember 1963 — Nr. 308 2581

Viertes Protokoll über zusätzliche Zollzugeständ-
nisse (Bundesrepublik Deutschland und Nor-
wegen), Genf, 15. Juli 1955 (Vertragssamm-
lung der Vereinten Nationen, Band 250, Sei-
ten 297 bis 300);

Fünftes Protokoll über zusätzliche Zollzuge-
ständnisse (Bundesrepublik Deutschland und
Schweden), Genf, 15. Juli 1955 (Vertrags-
sammlung der Vereinten Nationen, Genf,
Band 250, Seiten 301 bis 311);

Niederschrift zur Berichtigung des Protokolls
zur Änderung des Teiles I und der Artikel XXIX
und XXX, des Protokolls zur Änderung
der Präambel und der Teile II und III und des
Protokolls über organisatorische Änderungen,
Genf, 3. Dezember 1955 (Vertragssammlung
der Vereinten Nationen, Band 278, Seiten 246
bis 258);

Sechstes Protokoll über zusätzliche Zollzuge-
ständnisse, Genf, 23. Mai 1956 (Vertrags-
sammlung der Vereinten Nationen, Bände 244
bis 246, verschiedene Stellen);

Siebentes Protokoll über zusätzliche Zollzuge-
ständnisse (Österreich und Bundesrepublik
Deutschland), Bonn, 19. Februar 1957 (Ver-
tragssammlung der Vereinten Nationen,
Band 309, Seiten 364 bis 370) und

Achtes Protokoll über zusätzliche Zollzugeständ-
nisse (Kuba und Vereinigte Staaten), Havanna,
20. Juni 1957 (Vertragssammlung der Ver-
einten Nationen, Band 274, Seiten 322 bis 331)

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Protokoll für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der in diesem Protokoll enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Handel
und Wiederaufbau und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und
mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 2. August 1963.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Gorbach

Der Bundesminister für Finanzen:
Korinek

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:
Bock

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Das vorliegende Protokoll ist für Österreich gemäß seiner Ziffer 10 lit. (a) Punkt (ii) am
31. Oktober 1963 in Kraft getreten.

Gorbach
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